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A. Bericht des Abgeordneten Worms 


Die Anträge auf den Umdrucken 468 und 469 wur- 
den am 12. Februar 1960 an den Ausschuß für Kul- 
turpolitik und Publizistik (8. Ausschuß) federführend 
und an den Haushai tsausschuß (13. Ausschuß) mit- 
beratend überwiesen.* 

Der Ausschuß kam überein, in seinen Beratungen 
zu versuchen, die Anliegen der beiden Anträge, die 
im Grundsätzlichen nur geringe unterschiedliche 
Auffassungen zeigten, in einer gemeinsamen Ent- 
schließung zusammenzufassen. Das Ergebnis der Be- 
ratungen ist der vorliegende Antrag, den der Aus- 
schuß einstimmig annahm. 

Der Haushaltsausschuß hat über diesen Antrag in 
seiner Sitzung am 23. Juni beraten und neben 
einigen redaktionellen Änderungen empfohlen, den 
Antrag in folgenden Punkten zu ergänzen bzw. wei- 
ter zu fassen: 

1. Um das Studentenwohnheimprogramm nach 
dem Düsseldorfer Plan verwirklichen zu können, 
müßten Mittel aus der Stiftung Volkswagenwerk 
und dem Privatisierungserlös in erheblichem Um- 
fang mit herangezogen werden. 

2. Da nach den neuesten Schätzungen angenom- 
men werden könne, daß das voraussichtliche Auf- 
kommen aus der Privatisierung des Volkswagen- 
werks erheblich über den in der Entschließung 
genannten 700 Millionen DM liege, solle der Be- 
trag von 700 Millionen DM nicht genannt, sondern 
lediglich zum Ausdruck gebracht werden, daß 
diese Mittel großenteils schon jetzt im Sinne der 
Stiftung zur Finanzierung der Aufgaben unter 2. 


des Ausschuß antrags unmittelbar zur Verfügung 

gestellt werden sollen. 

Der Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik hat 
die Vorschläge des Haushaltsausschusses geprüft. 
Er war der Auffassung, der Anregung des Haushalts- 
ausschusses, die Mittel aus der Teilprivatisierung 
des Volkswagenwerks zur Finanzierung des Stu- 
dentenwohnheimbaus heranzuziehen, sei durch den 
Schlußabsatz der Entschließung bereits entsprochen. 
Dieser Schlußabsatz wurde den Vorstellungen des 
Haushaltsausschusses entsprechend geändert. 

Der Bundesregierung wurde für die Vorlage eines 
schriftlichen Berichts über das Ergebnis der Ver- 
handlungen zwischen Bund und Ländern ein Ter- 
min gesetzt, um sicherzustellen, daß die finanziellen 
Auswirkungen der Verhandlungen bei den Beratun- 
gen über den Bundesetat 1961 berücksichtigt werden 
können. 

Bei der unter 2. a) des Ausschuß antrags genannten 
Summe von jährlich 200 Millionen DM, die der Bund 
für überregionale Forschungseinrichtungen und für 
den Ausbau von wissenschaftlichen Hochschulen be- 
reitstellen soll, stützt sich der Ausschuß auf den 
vermutlichen Bedarf, den der Wissenschaftsrat an- 
melden wird. Nach Mitteilung von Herrn Prof. Dr, 
Coing wird in den kommenden fünf Jahren minde- 
stens ein Betrag von 2 Milliarden DM notwendig 
sein. 

Bei der Anregung, neben dem Ausbau der vor- 
handenen die Notwendigkeit der Gründung neuer 
wissenschaftlicher Hochschulen und Fachschulen zu 
prüfen, geht der Ausschuß von der von Jahr zu Jahr 
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steigenden Studentenzahl aus. Nach vorsichtigen 
Schätzungen werden im Jahr 1965 mindestens 
210 000 Studenten an unseren Hochschulen immatri- 
kuliert sein (z. Z. 180 000). 

Der Ausschuß war einmütig der Auffassung, die 
politische Bildung solle mehr als bisher gefördert 
werden. Der Ausschuß befindet sich hier in Über- 
einstimmung mit dem vor einigen Monaten erfolgten 
Beschluß der Kultusministerkonferenz der Länder. 

Bonn, den 23. Juni 1960 

Worms 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Um die Einrichtungen der Forschung, der Hoch- 
schulen, der Fachschulen, der allgemein- und berufs- 
bildenden Schulen den Bildungs- und Ausbildungs- 
bedürfnissen unserer Zeit anzupassen, 
wird die Bundesregierung ersucht, 

1. die Verhandlungen mit den Ländern über die 
Abgrenzung der Aufgaben im kulturellen Be- 
reich möglichst bald abzuschließen und dem 
Bundestag über das Ergebnis dieser Verhand- 
lungen bis zur Einbringung des Haushalts 1961 
schriftlich zu berichten ; 

2. dabei insbesondere 

a) eine Verwirklichung von Artikel 74 Nr. 13 
des Grundgesetzes durch eine angemessene 
Beteiligung des Bundes an den überregiona- 
len Forschungseinrichtungen und durch die 
Bereitstellung von Mitteln für den Ausbau 
der wissenschaftlichen Hochschulen nach den 
Bedarfsplänen des Wissenschaftsrates in Höhe 
von mindestens je 200 Millionen DM in 
jedem Haushaltsjahr bei gleicher Beteiligung 
der Länder in den nächsten fünf Jahren an- 
zustreben, 

* 

b) gemeinsam mit den Ländern zu prüfen, inwie- 
weit neben dem Ausbau der vorhandenen die 
Gründung neuer wissenschaftlicher Hoch- 
schulen und Fachschulen notwendig ist, 

c) gemeinsam mit den Ländern und dem Wis- 
schenschaftsrat die Vorschläge zur Reform der 
Lehrkörper, der Prüfungsordnungen und der 
Besoldung an den wissenschaftlichen Hoch- 
schulen zu prüfen, 

d) gemeinsam mit den Ländern und den Trägern 
"von Studentenwohnheimen einen Plan über 
den Bau von Studentenwohnheimen auf der 


Grundlage des Düsseldorfer Wohnheimplans 
aufzustellen und sich entsprechend an den 
Bau- und Einrichtungskosten zu beteiligen; 
dabei sind ausländische Studenten, die in der 
Bundesrepublik studieren, besonders zu be- 
rücksichtigen, 

e) darauf hinzuwirken, daß die Höhe der Stipen- 
dien für Studenten nach dem Honnefer Modell 
den gestiegenen Lebenshaltungskosten bei 
angemessener Mitbeteiligung der Länder an- 
gepaßt wird, 

f) zu untersuchen, ob der Anteil der im Rahmen 
des Honnefer Modells geförderten Studenten 
erhöht werden sollte, 

g) die Verwirklichung des Grundsatzes der glei- 
chen Chance für jeden jungen Menschen beim 
Zugang zu weiterführenden Schulen und 
Hochschulen zu sichern; 

3. bei den Verhandlungen zwischen Bund und Län- 
dern über die Verzinsung und Tilgung der Aus- 
gleichsforderungen vorzuschlagen, daß die frei 
werdenden Mittel von den Ländern zu einer ent- 
sprechenden Mehrleistung im kulturellen Bereich, 
insbesondere für Zwecke des Schulbaus, verwen- 

* det werden; 

4. mit den Ländern, den Trägern der Erwachsenen- 
bildung und den Hochschulen über einen Aus- 
bau der Einrichtungen zur politischen Bildung zu 
beraten und alle Bestrebungen auf diesem Gebiet 
nachdrücklich zu fördern. 

Der Bundestag hält es für notwendig, den Erlös aus 
der Teilprivatisierung des Volkswagenwerks großen- 
teils schon jetzt im Sinne der Stiftung zur Finanzie- 
rung der Aufgaben unter 2, unmittelbar zur Ver- 
fügung zu stellen und darüber Einvernehmen mit 
dem Land Niedersachsen anzustreben. 


Bonn, den 23. Juni 1960 

Der Ausschuß für Kulturpolitik und Publizistik 
Dr. Heck (Rottweil) Worms 

Vorsitzender Berichterstatter 
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